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Gesamte Rechtsvorschrift fur Beforderungsvertrag im internationalen
Strallenguterverkehr (CMR), Fassung vom 25.04.2013

Langtitel

(Ubersetzung.)

UBEREINKOMMEN UBER DEN BEFORDERUNGSVERTRAG IM INTERNATIONALEN
STRASSENGUTERVERKEHR (CMR)

StF: BGBI. Nr. 138/1961 (NR: GP IX RV 166 AB 176 S. 29. BR: S. 159.)

Anderung
BGBI. Nr. 192/1981 (P) (NR: GP XV RV 432 AB 500 S. 51. BR: AB 2239 S. 403.)

Vertragsparteien

*Albanien [11 135/2006, 111 73/2007 P *Armenien 111 135/2006, 111 136/2006 P *Aserbaidschan 111
72/2007 *Belarus I11 3/2010 P *Belgien 14/1963, 539/1996 P *Bosnhien-Herzegowina 161/1994
*Bulgarien 21/1982, 538/1996 *Déanemark 289/1965, 192/1981 P *Deutschland/BRD 14/1963, 192/1981
P *Deutschland/DDR 429/1976 *Estland 161/1994, 539/1996 P *Finnland 43/1974, 192/1981 P
*Frankreich 138/1961, 540/1983 P *Georgien I11 213/1999, 111 214/1999 P *Griechenland 21/1982,
231/1986 P *Iran 111 205/1998 P, 111 171/1999 *Irland 786/1993, 787/1993 P *Italien 138/1961, 540/1983
P *Jordanien 111 2/2010, 111 3/2010 P *Jugoslawien 138/1961 *Kasachstan 538/1996 *Kirgisistan I11
171/1999, 111 172/1999 P *Kroatien 786/1993 *Lettland 538/1996, 539/1996 P *Libanon 111 135/20086, I1I
136/2006 P *Litauen 786/1993, 787/1993 P *Luxemburg 239/1964, 192/1981 P *Malta 111 96/2008, 111
97/2008 P *Marokko 538/1996 *Mazedonien |11 205/1998 P, 111 171/1999 *Moldau 786/1993, 111
73/2007 P *Mongolei 111 98/2004 *Montenegro 111 72/2007 *Niederlande 138/1961, 231/1986 P
*Norwegen 334/1969, 231/1986 P *Polen 106/1964, 111 171/1999, 111 20/2013 P *Portugal 398/1969,
787/1993 P *Ruménien 43/1974, 540/1983 P *Schweden 323/1969, 231/1986 P *Schweiz 235/1970,
231/1986 P *Serbien/Montenegro 111 98/2004 *Slowakei 161/1994, 111 97/2008 P *Slowenien 786/1993
*Spanien 429/1976, 540/1983 P *Syrien 111 2/2010 *Tadschikistan 111 171/1999 *Tschechische R
161/1994, 111 136/2006 P *Tschechoslowakei 429/1976, 786/1993 *Tunesien 538/1996, 539/1996 P
*Trkei 538/1996, 539/1996 P *Turkmenistan 111 205/1998 P, 111 171/1999 *UdSSR 226/1984 *Ukraine
111 72/2007 *Ungarn 235/1970, 786/1993, 787/1993 P *Usbekistan 538/1996 111 205/1998 P *Vereinigtes
Kdnigreich 347/1967, 323/1969, 235/1970, 43/1974, 192/1981 P, 787/1993 P *Zypern 111 98/2004, 111
136/2006 P

Sonstige Textteile

Nachdem das Ubereinkommen iiber den Beforderungsvertrag im  internationalen
Strallenguterverkehr (CMR) samt Unterzeichnungsprotokoll, welches also lautet:

die verfassungsmaRige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklart der Bundesprasident dieses
Ubereinkommen fir ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Osterreich die gewissenhafte
Erfallung der in diesem Ubereinkommen enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundesprésidenten unterzeichnet,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister fir Justiz, vom Bundesminister fur Handel und Wiederaufbau,
vom Bundesminister fir Verkehr und Elektrizitatswirtschaft und vom Bundesminister fur Auswartige
Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Osterreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 28. Juni 1960.

Ratifikationstext
GemaR seinem Artikel 43 Absatz 1 wird dieses Ubereinkommen am 2. Juli 1961 in Kraft treten.
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Nach Mitteilung des Generalsekretérs der Vereinten Nationen haben bisher auBer Osterreich
folgende Staaten dieses Ubereinkommen ratifiziert:

Frankreich, Italien, Jugoslawien und die Niederlande.

Praambel/Promulgationsklausel
PRAAMBEL

Die Vertragsparteien haben

in der Erkenntnis, daf es sich empfiehlt, die Bedingungen fiir den Beforderungsvertrag im internationalen
Strallengiterverkehr, insbesondere hinsichtlich der in diesem Verkehr verwendeten Urkunden und der
Haftung des Frachtfuhrers, einheitlich zu regeln,

folgendes vereinbart:

Text
KAPITEL |
Geltungsbereich

Artikel 1

1. Dieses Ubereinkommen gilt fiir jeden Vertrag tber die entgeltliche Beférderung von Giitern auf
der StraBe mittels Fahrzeugen, wenn der Ort der Ubernahme des Gutes und der fiir die Ablieferung
vorgesehene Ort, wie sie im Vertrage angegeben sind, in zwei verschiedenen Staaten liegen, von denen
mindestens einer ein Vertragsstaat ist. Dies gilt ohne Ricksicht auf den Wohnsitz und die
Staatsangehorigkeit der Parteien.

2. Im Sinne dieses Ubereinkommens bedeuten "Fahrzeuge" Kraftfahrzeuge, Sattelkraftfahrzeuge,
Anhénger und Sattelanhénger, wie sie in Artikel 4 des Abkommens (ber den Stralenverkehr vom 19.
September 1949 umschrieben sind.

3. Dieses Ubereinkommen gilt auch dann, wenn in seinen Geltungsbereich fallende Beférderungen
von Staaten oder von staatlichen Einrichtungen oder Organisationen durchgefihrt werden.

4. Dieses Ubereinkommen gilt nicht:
a) fur Beforderungen, die nach den Bestimmungen internationaler Postiibereinkommen
durchgefuhrt werden;

b) flr die Beforderung von Leichen;
c) fur die Beférderung von Umzugsgut.

5. Die Vertragsparteien werden untereinander keine zwei- oder mehrseitigen Sondervereinbarungen
schlieRen, die Abweichungen von den Bestimmungen dieses Ubereinkommens enthalten; ausgenommen
sind Sondervereinbarungen unter Vertragsparteien, nach denen dieses Ubereinkommen nicht fiir ihren
kleinen Grenzverkehr gilt, oder durch die fir Beférderungen, die ausschlieBlich auf ihrem Staatsgebiet
durchgefiihrt werden, die Verwendung eines das Gut vertretenden Frachtbriefes zugelassen wird.

Artikel 2

1. Wird das mit dem Gut beladene Fahrzeug auf einem Teil der Strecke zur See, mit der Eisenbahn,
auf Binnenwasserstra3en oder auf dem Luftwege beférdert und wird das Gut - abgesehen von Féllen des
Artikels 14 - nicht umgeladen, so gilt dieses Ubereinkommen trotzdem fiir die gesamte Beférderung.
Soweit jedoch bewiesen wird, dal wéhrend der Beférderung durch das andere Verkehrsmittel
eingetretene Verluste, Beschadigungen oder Uberschreitungen der Lieferfrist nicht durch eine Handlung
oder Unterlassung des StraRenfrachtflihrers, sondern durch ein Ereignis verursacht worden sind, das nur
wahrend und wegen der Beforderung durch das andere Beforderungsmittel eingetreten sein kann,
bestimmt sich die Haftung des StraRenfrachtfiihrers nicht nach diesem Ubereinkommen, sondern danach,
wie der Frachtfiihrer des anderen Verkehrsmittels gehaftet hatte, wenn ein lediglich das Gut betreffender
Beforderungsvertrag zwischen dem Absender und dem Frachtfiihrer des anderen Verkehrsmittels nach
den zwingenden Vorschriften des fiir die Beférderung durch das andere Verkehrsmittel geltenden Rechts
geschlossen worden wére. Bestehen jedoch keine solchen Vorschriften, so bestimmt sich die Haftung des
StraRenfrachtfiihrers nach diesem Ubereinkommen.
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2. Ist der StraBenfrachtfuhrer zugleich der Frachtfiinrer des anderen Verkehrsmittels, so haftet er
ebenfalls nach Absatz 1, jedoch so, als ob seine Tétigkeit als Stralenfrachtfihrer und seine Tatigkeit als
Frachtfiihrer des anderen Verkehrsmittels von zwei verschiedenen Personen ausgeiibt wiirden.

KAPITEL 1l
Haftung des Frachtfiihrers fiir andere Personen

Artikel 3

Der Frachtfilhrer haftet, soweit dieses Ubereinkommen anzuwenden ist, fiir Handlungen und
Unterlassungen seiner Bediensteten und aller anderen Personen, deren er sich bei Ausflihrung der
Beférderung bedient, wie fiir eigene Handlungen und Unterlassungen, wenn diese Bediensteten oder
andere Personen in Ausiibung ihrer Verrichtungen handeln.

KAPITEL 111
Abschlu und Ausfiihrung des Beférderungsvertrages

Artikel 4

Der Beférderungsvertrag wird in einem Frachtbrief festgehalten. Das Fehlen, die Mangelhaftigkeit
oder der Verlust des Frachtbriefes berihrt weder den Bestand noch die Gultigkeit des
Beforderungsvertrages, der den Bestimmungen dieses Ubereinkommens unterworfen bleibt.

Artikel 5

1. Der Frachtbrief wird in drei Originalausfertigungen ausgestellt, die vom Absender und vom
Frachtfiihrer unterzeichnet werden. Die Unterschriften kénnen gedruckt oder durch den Stempel des
Absenders oder des Frachtflihrers ersetzt werden, wenn dies nach dem Recht des Staates, in dem der
Frachtbrief ausgestellt wird, zul&ssig ist. Die erste Ausfertigung erhélt der Absender, die zweite begleitet
das Gut, die dritte beh&lt der Frachtfuhrer.

2. Ist das zu beférdernde Gut auf mehrere Fahrzeuge zu verladen, oder handelt es sich um
verschiedenartige oder um in verschiedene Posten aufgeteilte Giter, kdnnen sowohl der Absender als
auch der Frachtfihrer verlangen, dal so viele Frachtbriefe ausgestellt werden, als Fahrzeuge zu
verwenden oder Giterarten oder -posten vorhanden sind.

Artikel 6

1. Der Frachtbrief mul folgende Angaben enthalten:
a) Ort und Tag der Ausstellung;
b) Name und Anschrift des Absenders;
¢) Name und Anschrift des Frachtfihrers;
d) Stelle und Tag der Ubernahme des Gutes sowie die fiir die Ablieferung vorgesehene Stelle;
e) Name und Anschrift des Empféangers;

f) die Ubliche Bezeichnung der Art des Gutes und die Art der Verpackung, bei gefahrlichen
Gutern ihre allgemein anerkannte Bezeichnung;

g) Anzahl, Zeichen und Nummern der Frachtstlcke;
h) Rohgewicht oder die anders angegebene Menge des Gutes;

i) die mit der Beftrderung verbundenen Kosten (Fracht, Nebengebuhren, Zolle und andere
Kosten, die vom VertragsabschluR® bis zur Ablieferung anfallen);

j) Weisungen fir die Zoll- und sonstige amtliche Behandlung;
k) die Angabe, dal die Beforderung trotz einer gegenteiligen Abmachung den Bestimmungen
dieses Ubereinkommens unterliegt.
2. Zutreffendenfalls mul? der Frachtbrief ferner folgende Angaben enthalten:
a) das Verbot umzuladen;
b) die Kosten, die der Absender ibernimmt;
c) den Betrag einer bei der Ablieferung des Gutes einzuziehenden Nachnahme;

d) die Angabe des Wertes des Gutes und des Betrages des besonderen Interesses an der
Lieferung;

e) Weisungen des Absenders an den Frachtfuhrer tiber die Versicherung des Gutes;
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f) die vereinbarte Frist, in der die Befdrderung beendet sein muf;
g) ein Verzeichnis der dem Frachtfiihrer Gibergebenen Urkunden.

3. Die Parteien dirfen in den Frachtbrief noch andere Angaben eintragen, die sie fir zweckmé&Rig
halten.

Artikel 7

1. Der Absender haftet fir alle Kosten und Schaden, die dem Frachtfiihrer dadurch entstehen, daf
folgende Angaben unrichtig oder unvollsténdig sind:

a) die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b), d), e), f), g), h) und j) bezeichneten Angaben;
b) die in Artikel 6 Absatz 2 bezeichneten Angaben;

c) alle anderen Angaben oder Weisungen des Absenders flr die Ausstellung des Frachtbriefes
oder zum Zwecke der Eintragung in diesen.

2. Tragt der Frachtfuhrer auf Verlangen des Absenders die in Absatz 1 bezeichneten Angaben in den
Frachtbrief ein, wird bis zum Beweise des Gegenteils vermutet, dal der Frachtfiihrer hiebei im Namen
des Absenders gehandelt hat.

3. Enthélt der Frachtbrief die in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe k) bezeichnete Angabe nicht, so haftet
der Frachtfihrer fur alle Kosten und Schéden, die dem Uber das Gut Verflgungsberechtigten infolge
dieser Unterlassung entstehen.

Artikel 8

1. Der Frachtfiihrer ist verpflichtet, bei der Ubernahme des Gutes zu tiberpriifen:

a) die Richtigkeit der Angaben im Frachtbrief Uber die Anzahl der Frachtstiicke und Uber ihre
Zeichen und Nummern;

b) den duReren Zustand des Gutes und seiner Verpackung.

2. Stehen dem Frachtfiihrer keine angemessenen Mittel zur Verfligung, um die Richtigkeit der in
Absatz 1 Buchstabe a) bezeichneten Angaben zu tberpriifen, so tragt er im Frachtbrief VVorbehalte ein, die
zu begriinden sind. Desgleichen hat er Vorbehalte zu begrunden, die er hinsichtlich des &uferen
Zustandes des Gutes und seiner Verpackung macht. Die Vorbehalte sind fir den Absender nicht
verbindlich, es sei denn, daf er sie im Frachtbrief ausdriicklich anerkannt hat.

3. Der Absender kann vom Frachtfiilhrer verlangen, dal dieser das Rohgewicht oder die anders
angegebene Menge des Gutes Uberpriift. Er kann auch verlangen, dal der Frachtfiihrer den Inhalt der
Frachtstiicke Uberpriift. Der Frachtfilhrer hat Anspruch auf Ersatz der Kosten der Uberpriifung. Das
Ergebnis der Uberpriifung ist in den Frachtbrief einzutragen.

Artikel 9

1. Der Frachtbrief dient bis zum Beweise des Gegenteils als Nachweis fiir den Abschluf® und Inhalt
des Beforderungsvertrages sowie fiir die Ubernahme des Gutes durch den Frachtfiihrer.

2. Sofern der Frachtbrief keine mit Griinden versehenen Vorbehalte des Frachtfiihrers aufweist, wird
bis zum Beweise des Gegenteils vermutet, daR das Gut und seine Verpackung bei der Ubernahme durch
den Frachtfiihrer &uRerlich in gutem Zustande waren und daf die Anzahl der Frachtsticke und ihre
Zeichen und Nummern mit den Angaben im Frachtbrief bereinstimmten.

Artikel 10

Der Absender haftet dem Frachtfihrer fir alle durch mangelhafte Verpackung des Gutes
verursachten Schéden an Personen, am Betriebsmaterial und an anderen Gutern sowie fur alle durch
mangelhafte Verpackung verursachten Kosten, es sei denn, dafl der Mangel offensichtlich oder dem
Frachtfthrer bei der Ubernahme des Gutes bekannt war und er diesbeziiglich keine VVorbehalte gemacht
hat.

Artikel 11

1. Der Absender hat dem Frachtbrief die Urkunden beizugeben, die fiir die vor der Ablieferung des
Gutes zu erledigende Zoll- oder sonstige amtliche Behandlung notwendig sind, oder diese Urkunden dem
Frachtfiihrer zur Verfligung zu stellen und diesem alle erforderlichen Auskinfte zu erteilen.
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2. Der Frachtflhrer ist nicht verpflichtet zu prifen, ob diese Urkunden und Auskiinfte richtig und
ausreichend sind. Der Absender haftet dem Frachtfiihrer fiir alle aus dem Fehlen, der Unvollstandigkeit
oder Unrichtigkeit der Urkunden und Angaben entstehenden Schaden, es sei denn, dall den Frachtfiihrer
ein Verschulden trifft.

3. Der Frachtfihrer haftet wie ein Kommissionér fiir die Folgen des Verlustes oder der unrichtigen
Verwendung der im Frachtbrief bezeichneten und diesem beigegebenen oder dem Frachtfiihrer
ausgehandigten Urkunden; er hat jedoch keinen héheren Schadenersatz zu leisten als bei Verlust des
Gutes.

Artikel 12

1. Der Absender ist berechtigt, Uber das Gut zu verfiigen. Er kann insbesondere verlangen, dal3 der
Frachtfuhrer das Gut nicht weiterbeférdert, den fir die Ablieferung vorgesehenen Ort &ndert oder das Gut
einem anderen als dem im Frachtbrief angegebenen Empfanger abliefert.

2. Dieses Recht erlischt, sobald die zweite Ausfertigung des Frachtbriefes dem Empfénger
Uibergeben ist oder dieser sein Recht nach Artikel 13 Absatz 1 geltend macht. Von diesem Zeitpunkt an
hat der Frachtflihrer den Weisungen des Empféngers nachzukommen.

3. Das Verflugungsrecht steht jedoch dem Empfanger bereits von der Ausstellung des Frachtbriefes
an zu, wenn der Absender einen entsprechenden Vermerk in den Frachtbrief eingetragen hat.

4. Hat der Empfénger in Ausubung seines Verfligungsrechtes die Ablieferung des Gutes an einen
Dritten angeordnet, so ist dieser nicht berechtigt, seinerseits andere Empfanger zu bestimmen.

5. Die Ausiuibung des Verfugungsrechtes unterliegt folgenden Bestimmungen:

a) der Absender oder in dem in Absatz 3 bezeichneten Falle der Empfénger hat, wenn er sein
Verflgungsrecht ausiiben will, die erste Ausfertigung des Frachtbriefes vorzuweisen, worin
die dem Frachtfihrer erteilten neuen Weisungen eingetragen sein missen, und dem
Frachtfiihrer alle Kosten und Schéden zu ersetzen, die durch die Ausfuhrung der Weisungen
entstehen;

b) die Ausflihrung der Weisungen muf zu dem Zeitpunkt, in dem sie die Person erreichen, die sie
ausfiihren soll, mdglich sein und darf weder den gewohnlichen Betrieb des Unternehmens des
Frachtflihrers hemmen noch die Absender oder Empfanger anderer Sendungen schadigen;

c) die Weisungen dirfen nicht zu einer Teilung der Sendung flhren.

6. Kann der Frachtfihrer auf Grund der Bestimmungen des Absatzes 5 Buchstabe b) die erhaltenen
Weisungen nicht durchfiihren, so hat er unverziiglich denjenigen zu benachrichtigen, der die Weisungen
erteilt hat.

7. Ein Frachtflhrer, der Weisungen nicht ausfihrt, die ihm unter Beachtung der Bestimmungen
dieses Artikels erteilt worden sind, oder der solche Weisungen ausfiihrt, ohne die Vorlage der ersten
Ausfertigung des Frachtbriefes verlangt zu haben, haftet dem Berechtigten fur den daraus entstehenden
Schaden.

Artikel 13

1. Nach Ankunft des Gutes an dem flr die Ablieferung vorgesehenen Ort ist der Empfanger
berechtigt, vom Frachtfuhrer zu verlangen, daB ihm gegen Empfangsbestétigung die zweite Ausfertigung
des Frachtbriefes (ibergeben und das Gut abgeliefert wird. Ist der Verlust des Gutes festgestellt oder ist
das Gut innerhalb der in Artikel 19 vorgesehenen Frist nicht angekommen, so kann der Empféanger die
Rechte aus dem Befdrderungsvertrag im eigenen Namen gegen den Frachtflhrer geltend machen.

2. Der Empfanger, der die ihm nach Absatz 1 zustehenden Rechte geltend macht, hat den
Gesamtbetrag der aus dem Frachtbrief hervorgehenden Kosten zu zahlen. Bei Streitigkeiten hieriiber ist
der Frachtflhrer zur Ablieferung des Gutes nur verpflichtet, wenn ihm der Empfanger Sicherheit leistet.

Artikel 14

1. Wenn aus irgendeinem Grunde vor Ankunft des Gutes an dem fiir die Ablieferung vorgesehenen
Ort die Erfullung des Vertrages zu den im Frachtbrief festgelegten Bedingungen unmdglich ist oder
unmdglich wird, hat der Frachtfuhrer Weisungen des nach Artikel 12 0Uber das Gut
Verfiigungsberechtigten einzuholen.
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2. Gestatten die Umstdnde jedoch eine von den im Frachtbrief festgelegten Bedingungen
abweichende Ausfiihrung der Beférderung und konnte der Frachtfihrer Weisungen des nach Artikel 12
Uber das Gut Verfiigungsberechtigten innerhalb angemessener Zeit nicht erhalten, so hat er die
MaRnahmen zu ergreifen, die ihm im Interesse des lber das Gut Verfigungsberechtigten die besten zu
sein scheinen.

Artikel 15

1. Treten nach Ankunft des Gutes am Bestimmungsort Ablieferungshindernisse ein, so hat der
Frachtfuhrer Weisungen des Absenders einzuholen. Wenn der Empfanger die Annahme des Gutes
verweigert, ist der Absender berechtigt, Uber das Gut zu verfiigen, ohne die erste Ausfertigung des
Frachtbriefes vorweisen zu missen.

2. Der Empfanger kann, auch wenn er die Annahme des Gutes verweigert hat, dessen Ablieferung
noch so lange verlangen, als der Frachtfiihrer keine dem widersprechenden Weisungen des Absenders
erhalten hat.

3. Tritt das Ablieferungshindernis ein, nachdem der Empfanger auf Grund seiner Befugnisse nach
Artikel 12 Absatz 3 Anweisung erteilt hat, das Gut an einen Dritten abzuliefern, so nimmt bei der
Anwendung der Absétze 1 und 2 dieses Artikels der Empfénger die Stelle des Absenders und der Dritte
die des Empfangers ein.

Artikel 16

1. Der Frachtfiihrer hat Anspruch auf Erstattung der Kosten, die ihm dadurch entstehen, dafl er
Weisungen einholt oder ausfiihrt, es sei denn, dal3 er diese Kosten verschuldet hat.

2. In den in Artikel 14 Absatz 1 und in Artikel 15 bezeichneten Féllen kann der Frachtfiihrer das Gut
sofort auf Kosten des Verfugungsberechtigten ausladen; nach dem Ausladen gilt die Beforderung als
beendet. Der Frachtfihrer hat sodann das Gut fiir den Verfugungsberechtigten zu verwahren. Er kann es
jedoch auch einem Dritten anvertrauen und haftet dann nur fiir die sorgféaltige Auswahl des Dritten. Das
Gut bleibt mit den aus dem Frachtbrief hervorgehenden Anspriichen sowie mit allen anderen Kosten
belastet.

3. Der Frachtfiihrer kann, ohne Weisungen des Verfugungsberechtigten abzuwarten, den Verkauf
des Gutes veranlassen, wenn es sich um verderbliche Waren handelt oder der Zustand des Gutes eine
solche Malinahme rechtfertigt oder wenn die Kosten der Verwahrung in keinem Verhéltnis zum Wert des
Gutes stehen. Er kann auch in anderen Féllen den Verkauf des Gutes veranlassen, wenn er innerhalb einer
angemessenen Frist gegenteilige Weisungen des Verfugungsberechtigten, deren Ausfiihrung ihm
billigerweise zugemutet werden kann, nicht erhélt.

4. Wird das Gut auf Grund der Bestimmungen dieses Artikels verkauft, so ist der Erlés nach Abzug
der auf dem Gut lastenden Kosten dem Verfiigungsberechtigten zur Verfugung zu stellen. Wenn diese
Kosten héher sind als der Erlds, kann der Frachtfihrer den Unterschied beanspruchen.

5. Art und Weise des Verkaufes bestimmen sich nach den Gesetzen oder Gebrauchen des Ortes, an
dem sich das Gut befindet.

KAPITEL IV
Haftung des Frachtfihrers

Artikel 17

1. Der Frachtfihrer haftet flr ganzlichen oder teilweisen Verlust und fur Beschadigung des Gutes,
sofern der Verlust oder die Beschadigung zwischen dem Zeitpunkt der Ubernahme des Gutes und dem
seiner Ablieferung eintritt, sowie fiir Uberschreitung der Lieferfrist.

2. Der Frachtfihrer ist von dieser Haftung befreit, wenn der Verlust, die Beschadigung oder die
Uberschreitung der Lieferfrist durch ein Verschulden des Verfuigungsberechtigten, durch eine nicht vom
Frachtfiihrer verschuldete Weisung des Verfligungsberechtigten, durch besondere Mangel des Gutes oder
durch Umsténde verursacht worden ist, die der Frachtfiihrer nicht vermeiden und deren Folgen er nicht
abwenden konnte.

3. Um sich von seiner Haftung zu befreien, kann sich der Frachtfiihrer weder auf Méngel des fiir die
Beforderung verwendeten Fahrzeuges noch gegebenenfalls auf ein Verschulden des Vermieters des
Fahrzeuges oder der Bediensteten des Vermieters berufen.
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4. Der Frachtfulhrer ist vorbehaltlich des Artikels 18 Absatz 2 bis 5 von seiner Haftung befreit, wenn
der Verlust oder die Beschadigung aus den mit einzelnen oder mehreren Umstanden der folgenden Art
verbundenen besonderen Gefahren entstanden ist:

a) Verwendung von offenen, nicht mit Planen gedeckten Fahrzeugen, wenn diese Verwendung
ausdricklich vereinbart und im Frachtbrief vermerkt worden ist;

b) Fehlen oder Méngel der Verpackung, wenn die Giter ihrer Natur nach bei fehlender oder
mangelhafter Verpackung Verlusten oder Beschadigungen ausgesetzt sind;

c) Behandlung, Verladen, Verstauen oder Ausladen des Gutes durch den Absender, den
Empfanger oder Dritte, die fiir den Absender oder Empfanger handeln;

d) natiirliche Beschaffenheit gewisser Guter, derzufolge sie ganzlichem oder teilweisem Verlust
oder Beschadigung, insbesondere durch Bruch, Rost, inneren Verderb, Austrocknen,
Auslaufen, normalen Schwund oder Einwirkung von Ungeziefer oder Nagetieren, ausgesetzt
sind;

e) ungeniigende oder unzulangliche Bezeichnung oder Numerierung der Frachtstiicke;

f) Beférderung von lebenden Tieren.

5. Haftet der Frachtfihrer auf Grund dieses Artikels fur einzelne Umsténde, die einen Schaden
verursacht haben, nicht, so haftet er nur in dem Umfange, in dem die Umstande, fiir die er auf Grund
dieses Artikels haftet, zu dem Schaden beigetragen haben.

Artikel 18

1. Der Beweis, daB der Verlust, die Beschadigung oder die Uberschreitung der Lieferfrist durch
einen der in Artikel 17 Absatz 2 bezeichneten Umsténde verursacht worden ist, obliegt dem Frachtfihrer.

2. Wenn der Frachtfuhrer darlegt, daB nach den Umstanden des Falles der Verlust oder die
Beschéddigung aus einer oder mehreren der in Artikel 17 Absatz 4 bezeichneten besonderen Gefahren
entstehen konnte, wird vermutet, dal der Schaden hieraus entstanden ist. Der Verfligungsberechtigte kann
jedoch beweisen, dalR der Schaden nicht oder nicht ausschlieRlich aus einer dieser Gefahren entstanden
ist.

3. Diese Vermutung gilt im Falle des Artikels 17 Absatz 4 Buchstabe a) nicht bei auergewdhnlich
groRem Abgang oder bei Verlust von ganzen Frachtstiicken.

4. Bei Beforderung mit einem Fahrzeug, das mit besonderen Einrichtungen zum Schutze des Gutes
gegen die Einwirkung von Hitze, Kélte, Temperaturschwankungen oder Luftfeuchtigkeit versehen ist,
kann sich der Frachtfiihrer auf Artikel 17 Absatz 4 Buchstabe d) nur berufen, wenn er beweist, daf3 er alle
ihm nach den Umstdnden obliegenden MalRnahmen hinsichtlich der Auswahl, Instandhaltung und
Verwendung der besonderen Einrichtungen getroffen und ihm erteilte besondere Weisungen beachtet hat.

5. Der Frachtfihrer kann sich auf Artikel 17 Absatz 4 Buchstabe f) nur berufen, wenn er beweist,
daR er alle ihm nach den Umsténden ublicherweise obliegenden MalRnahmen getroffen und ihm erteilte
besondere Weisungen beachtet hat.

Artikel 19

Eine Uberschreitung der Lieferfrist liegt vor, wenn das Gut nicht innerhalb der vereinbarten Frist
abgeliefert worden ist oder, falls keine Frist vereinbart worden ist, die tatsdchliche Beférderungsdauer
unter Bertcksichtigung der Umstande, bei teilweiser Beladung insbesondere unter Berticksichtigung der
unter gewdhnlichen Umstanden fiir die Zusammenstellung von Gutern zwecks vollstandiger Beladung
bendtigten Zeit, die Frist Uberschreitet, die wverninftigerweise einem sorgféaltigen Frachtfihrer
zuzubilligen ist.

Artikel 20

1. Der Verfugungsberechtigte kann das Gut, ohne weitere Beweise erbringen zu missen, als verloren
betrachten, wenn es nicht binnen 30 Tagen nach Ablauf der vereinbarten Lieferfrist oder, falls keine Frist
vereinbart worden ist, nicht binnen 60 Tagen nach der Ubernahme des Gutes durch den Frachtfiihrer
abgeliefert worden ist.

2. Der Verfligungsberechtigte kann bei Empfang der Entschadigung fiir das verlorene Gut schriftlich
verlangen, daR er sofort benachrichtigt wird, wenn das Gut binnen einem Jahr nach Zahlung der
Entschadigung wieder aufgefunden wird. Dieses Verlangen ist ihm schriftlich zu bestatigen.

3. Der Verfugungsberechtigte kann binnen 30 Tagen nach Empfang einer solchen Benachrichtigung
fordern, dall ihm das Gut gegen Befriedigung der aus dem Frachtbrief hervorgehenden Anspriiche und
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gegen Rickzahlung der erhaltenen Entschadigung, gegebenenfalls abzglich der in der Entschadigung
enthaltenen Kosten, abgeliefert wird; seine Anspriiche auf Schadenersatz wegen Uberschreitung der
Lieferfrist nach Artikel 23 und gegebenenfalls nach Artikel 26 bleiben vorbehalten.

4. Wird das in Absatz 2 bezeichnete Verlangen nicht gestellt oder ist keine Anweisung in der in
Absatz 3 bestimmten Frist von 30 Tagen erteilt worden oder wird das Gut spéter als ein Jahr nach
Zahlung der Entschadigung wieder aufgefunden, so kann der Frachtfuhrer Giber das Gut nach dem Recht
des Ortes verfiigen, an dem es sich befindet.

Artikel 21

Wird das Gut dem Empféanger ohne Einziehung der nach dem Beférderungsvertrag vom Frachtfiihrer
einzuziehenden Nachnahme abgeliefert, so hat der Frachtfiihrer, vorbehaltlich seines Riickgriffsrechtes
gegen den Empfanger, dem Absender bis zur Héhe des Nachnahmebetrages Schadenersatz zu leisten.

Artikel 22

1. Der Absender hat den Frachtfiihrer, wenn er ihm gefahrliche Guter Gbergibt, auf die genaue Art
der Gefahr aufmerksam zu machen und ihm gegebenenfalls die zu ergreifenden VorsichtsmaRnahmen
anzugeben. Ist diese Mitteilung im Frachtbrief nicht eingetragen worden, so obliegt es dem Absender
oder dem Empfanger, mit anderen Mitteln zu beweisen, dal} der Frachtfihrer die genaue Art der mit der
Beforderung der Guter verbundenen Gefahren gekannt hat.

2. Gefahrliche Guter, deren Gefahrlichkeit der Frachtfiihrer nicht im Sinne des Absatzes 1 gekannt
hat, kann der Frachtfihrer jederzeit und Uberall ohne Schadenersatzpflicht ausladen, vernichten oder
unschadlich machen; der Absender haftet dariiber hinaus fiir alle durch die Ubergabe dieser Giiter zur
Beforderung oder durch ihre Beforderung entstehenden Kosten und Schéden.

Artikel 23

1. Hat der Frachtfiinrer auf Grund der Bestimmungen dieses Ubereinkommens fiir génzlichen oder
teilweisen Verlust des Gutes Schadenersatz zu leisten, so wird die Entschadigung nach dem Wert des
Gutes am Ort und zur Zeit der Ubernahme zur Beftrderung berechnet.

2. Der Wert des Gutes bestimmt sich nach dem Bdérsenpreis, mangels eines solchen nach dem
Marktpreis oder mangels beider nach dem gemeinen Wert von Gutern gleicher Art und Beschaffenheit.

3. Die Entschadigung darf jedoch 8,33 Rechnungseinheiten fur jedes fehlende Kilogramm des
Rohgewichts nicht Ubersteigen.

4. AuBerdem sind - ohne weiteren Schadenersatz - Fracht, Z6lle und sonstige aus Anla3 der
Beforderung des Gutes entstandene Kosten zuriickzuerstatten, und zwar im Falle des génzlichen Verlustes
in voller Hohe, im Falle des teilweisen Verlustes anteilig.

5. Wenn die Lieferfrist Uberschritten ist und der Verfligungsberechtigte beweist, da daraus ein
Schaden entstanden ist, hat der Frachtfuhrer dafiir eine Entschadigung nur bis zur Hohe der Fracht zu
leisten.

6. Hohere Entschadigungen kénnen nur dann beansprucht werden, wenn der Wert des Gutes oder ein
besonderes Interesse an der Lieferung nach den Artikeln 24 und 26 angegeben worden ist.

7. Die in diesem Ubereinkommen genannte Rechnungseinheit ist das Sonderziehungsrecht des
Internationalen Wahrungsfonds. Der in Absatz 3 genannte Betrag wird in die Landeswahrung des Staates
des angerufenen Gerichts umgerechnet; die Umrechnung erfolgt entsprechend dem Wert der betreffenden
Wahrung am Tag des Urteils oder an dem von den Parteien vereinbarten Tag. Der in
Sonderziehungsrechten ausgedriickte Wert der Landeswadhrung eines Staates, der Mitglied des
Internationalen Wéhrungsfonds ist, wird nach der vom Internationalen Wahrungsfonds angewendeten
Bewertungsmethode errechnet, die an dem betreffenden Tag fir seine Operationen und Transaktionen
gilt. Der in Sonderziehungsrechten ausgedriickte Wert der Landeswéhrung eines Staates, der nicht
Mitglied des Internationalen Wahrungsfonds ist, wird auf eine von diesem Staat bestimmte Weise
errechnet.

8. Dessenungeachtet kann ein Staat, der nicht Mitglied des Internationalen Wahrungsfonds ist und
dessen Recht die Anwendung des Absatzes 7 nicht zulé&Bt, bei der Ratifikation des Protokolls zum CMR
oder dem Beitritt zu jenem Protokoll oder jederzeit danach erkléaren, daf3 sich der in seinem Hoheitsgebiet
geltende Haftungshochstbetrag des Absatzes 3 auf 25 Werteinheiten belduft. Die in diesem Absatz
genannte Werteinheit entspricht 10/31 Gramm Gold von 900/1000 Feingehalt. Die Umrechnung des
Betrags nach diesem Absatz in die Landeswéhrung erfolgt nach dem Recht des betreffenden Staates.
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9. Die in Absatz 7 letzter Satz genannte Berechnung und die in Absatz 8 genannte Umrechnung
erfolgen in der Weise, dall der Betrag nach Absatz 3, in der Landeswahrung des Staates ausgedriickt,
soweit wie mdglich dem dort in Rechnungseinheiten ausgedriickten tatsachlichen Wert entspricht. Die
Staaten teilen dem Generalsekretédr der Vereinten Nationen die Art der Berechnung nach Absatz 7 oder
das Ergebnis der Umrechnung nach Absatz 8 bei der Hinterlegung einer der in Artikel 3 des Protokolls
zum CMR genannten Urkunden sowie immer dann mit, wenn sich die Berechnungsart oder das
Umrechnungsergebnis &ndert.

Artikel 24

Der Absender kann gegen Zahlung eines zu vereinbarenden Zuschlages zur Fracht einen Wert des
Gutes im Frachtbrief angeben, der den in Artikel 23 Absatz 3 bestimmten Hochstbetrag Ubersteigt; in
diesem Fall tritt der angegebene Betrag an die Stelle des Héchstbetrages.

Artikel 25

1. Bei Beschadigung hat der Frachtfihrer den Betrag der Wertverminderung zu zahlen, die unter
Zugrundelegung des nach Artikel 23 Absatz 1, 2 und 4 festgestellten Wertes des Gutes berechnet wird.

2. Die Entschédigung darf jedoch nicht Ubersteigen:
a) wenn die ganze Sendung durch die Beschddigung entwertet ist, den Betrag, der bei
géanzlichem Verlust zu zahlen wére;
b) wenn nur ein Teil der Sendung durch die Beschadigung entwertet ist, den Betrag, der bei
Verlust des entwerteten Teiles zu zahlen ware.

Artikel 26

1. Der Absender kann gegen Zahlung eines zu vereinbarenden Zuschlages zur Fracht fur den Fall des
Verlustes oder der Beschadigung und flr den Fall der Uberschreitung der vereinbarten Lieferfrist durch
Eintragung in den Frachtbrief den Betrag eines besonderen Interesses an der Lieferung festlegen.

2. Ist ein besonderes Interesse an der Lieferung angegeben worden, so kann unabhéngig von der
Entschadigung nach den Artikeln 23, 24 und 25 der Ersatz des weiteren bewiesenen Schadens bis zur
Hohe des als Interesse angegebenen Betrages beansprucht werden.

Artikel 27

1. Der Verfligungsberechtigte kann auf die ihm gewéhrte Entschédigung Zinsen in Hohe von 5%
jahrlich verlangen. Die Zinsen laufen von dem Tage der schriftlichen Reklamation gegentber dem
Frachtflhrer oder, wenn keine Reklamation vorausging, vom Tage der Klageerhebung an.

2. Wird die Entschadigung auf Grund von Rechnungsgréfien ermittelt, die nicht in der Wahrung des
Landes ausgedriickt sind, in dem die Zahlung beansprucht wird, so ist die Umrechnung nach dem
Tageskurs am Zahlungsort der Entschédigung vorzunehmen.

Artikel 28

1. Koénnen Verluste, Beschadigungen oder Uberschreitungen der Lieferfrist, die bei einer diesem
Ubereinkommen unterliegenden Beférderung eingetreten sind, nach dem anzuwendenden Recht zur
Erhebung auRervertraglicher Anspriiche flhren, so kann sich der Frachtfuhrer demgegeniiber auf die
Bestimmungen dieses Ubereinkommens berufen, die seine Haftung ausschlieRen oder den Umfang der zu
leistenden Entschédigung bestimmen oder begrenzen.

2. Werden Anspriche aus aulervertraglicher Haftung fir Verlust, Beschadigung oder
Uberschreitung der Lieferfrist gegen eine der Personen erhoben, fiir die der Frachtfiihrer nach Artikel 3
haftet, so kann sich auch diese Person auf die Bestimmungen dieses Ubereinkommens berufen, die die
Haftung des Frachtfihrers ausschlieBen oder den Umfang der zu leistenden Entschddigung bestimmen
oder begrenzen.

Artikel 29

1. Der Frachtflhrer kann sich auf die Bestimmungen dieses Kapitels, die seine Haftung ausschlielen
oder begrenzen oder die Beweislast umkehren, nicht berufen, wenn er den Schaden vorsétzlich oder durch
ein ihm zur Last fallendes Verschulden verursacht hat, das nach dem Recht des angerufenen Gerichtes
dem Vorsatz gleichsteht.
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2. Das gleiche gilt, wenn Bediensteten des Frachtfuhrers oder sonstigen Personen, deren er sich bei
Ausflihrung der Beforderung bedient, VVorsatz oder ein dem Vorsatz gleichstehendes Verschulden zur
Last fallt, wenn diese Bediensteten oder sonstigen Personen in Ausiibung ihrer Verrichtungen handeln. In
solchen Féllen kdnnen sich auch die Bediensteten oder sonstigen Personen hinsichtlich ihrer persénlichen
Haftung nicht auf die in Absatz 1 bezeichneten Bestimmungen dieses Kapitels berufen.

KAPITEL V
Reklamationen und Klagen

Artikel 30

1. Nimmt der Empfénger das Gut an, ohne dessen Zustand gemeinsam mit dem Frachtfuhrer zu
Uberprifen und ohne unter Angaben allgemeiner Art (iber den Verlust oder die Beschadigung an den
Frachtfiihrer Vorbehalte zu richten, so wird bis zum Beweise des Gegenteils vermutet, dall der Empfanger
das Gut in dem im Frachtbrief beschriebenen Zustand erhalten hat; die VVorbehalte missen, wenn es sich
um &dulerlich erkennbare Verluste oder Beschédigungen handelt, spétestens bei der Ablieferung des
Gutes, oder, wenn es sich um d&uRerlich nicht erkennbare Verluste oder Beschadigungen handelt,
spatestens binnen sieben Tagen, Sonntage und gesetzliche Feiertage nicht mitgerechnet, nach der
Ablieferung gemacht werden. Die Vorbehalte missen schriftlich gemacht werden, wenn es sich um
auRerlich nicht erkennbare Verluste oder Beschadigungen handelt.

2. Haben Empfanger und Frachtfihrer den Zustand des Gutes gemeinsam Uberpriift, so ist der
Gegenbeweis gegen das Ergebnis der Uberpriifung nur zulassig, wenn es sich um &uRerlich nicht
erkennbare Verluste oder Beschadigungen handelt und der Empfanger binnen sieben Tagen, Sonntage
und gesetzliche Feiertage nicht mitgerechnet, nach der Uberpriifung an den Frachtfiihrer schriftliche
Vorbehalte gerichtet hat.

3. Schadenersatz wegen Uberschreitung der Lieferfrist kann nur gefordert werden, wenn binnen 21
Tagen nach dem Zeitpunkt, an dem das Gut dem Empfanger zur Verfligung gestellt worden ist, an den
Frachtflhrer ein schriftlicher Vorbehalt gerichtet wird.

4. Bei der Berechnung der in diesem Artikel bestimmten Fristen wird jeweils der Tag der
Ablieferung, der Tag der Uberprifung oder der Tag, an dem das Gut dem Empfanger zur Verfiigung
gestellt worden ist, nicht mitgerechnet.

5. Frachtfihrer und Empfanger haben sich gegenseitig jede angemessene Erleichterung fur alle
erforderlichen Feststellungen und Uberprifungen zu gewéhren.

Artikel 31

1. Wegen aller Streitigkeiten aus einer diesem Ubereinkommen unterliegenden Beforderung kann
der Kléger, auler durch Vereinbarung der Parteien bestimmte Gerichte von Vertragsstaaten, die Gerichte
eines Staates anrufen, auf dessen Gebiet

a) der Beklagte seinen gewohnlichen Aufenthalt, seine Hauptniederlassung oder die
Zweigniederlassung  oder  Geschéftsstelle  hat, durch deren  Vermittlung  der
Beforderungsvertrag geschlossen worden ist, oder

b) der Ort der Ubernahme des Gutes oder der fiir die Ablieferung vorgesehene Ort liegt.
Andere Gerichte kdnnen nicht angerufen werden.

2. Ist ein Verfahren bei einem nach Absatz 1 zustdndigen Gericht wegen einer Streitigkeit im Sinne
des genannten Absatzes anhéngig oder ist durch ein solches Gericht in einer solchen Streitsache ein Urteil
erlassen worden, so kann eine neue Klage wegen derselben Sache zwischen denselben Parteien nicht
erhoben werden, es sei denn, daf die Entscheidung des Gerichtes, bei dem die erste Klage erhoben
worden ist, in dem Staat nicht vollstreckt werden kann, in dem die neue Klage erhoben wird.

3. Ist in einer Streitsache im Sinne des Absatzes 1 ein Urteil eines Gerichtes eines Vertragsstaates in
diesem Staat vollstreckbar geworden, so wird es auch in allen anderen Vertragsstaaten vollstreckbar,
sobald die in dem jeweils in Betracht kommenden Staat hiefir vorgeschriebenen Formerfordernisse
erfullt sind. Diese Formerfordernisse diirfen zu keiner sachlichen Nachprifung fiihren.

4. Die Bestimmungen des Absatzes 3 gelten fir Urteile im kontradiktorischen Verfahren, fur
Versdumnisurteile und fir gerichtliche Vergleiche, jedoch nicht fur nur vorldufig vollstreckbare Urteile
sowie nicht fur Verurteilungen, durch die dem Klager bei vollstandiger oder teilweiser Ab- oder
Zuriickweisung der Klage neben den Verfahrenskosten Schadenersatz und Zinsen auferlegt werden.
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5. Angehorige der Vertragsstaaten, die ihren Wohnsitz oder eine Niederlassung in einem dieser
Staaten haben, sind nicht verpflichtet, Sicherheit fiir die Kosten eines gerichtlichen Verfahrens zu leisten,
das wegen einer diesem Ubereinkommen unterliegenden Beférderung eingeleitet wird.

Artikel 32

1. Anspriiche aus einer diesem Ubereinkommen unterliegenden Beférderung verjahren in einem
Jahr. Bei Vorsatz oder bei einem Verschulden, das nach dem Recht des angerufenen Gerichtes dem
Vorsatz gleichsteht, betragt die Verjahrungsfrist jedoch drei Jahre. Die Verjahrungsfrist beginnt:

a) bei teilweisem Verlust, Beschadigung oder Uberschreitung der Lieferfrist mit dem Tage der
Ablieferung des Gutes;

b) bei ganzlichem Verlust mit dem 30. Tage nach Ablauf der vereinbarten Lieferfrist oder, wenn
eine Lieferfrist nicht vereinbart worden ist, mit dem 60. Tage nach der Ubernahme des Gutes
durch den Frachtfuhrer;

c) in allen anderen Féllen mit dem Ablauf einer Frist von drei Monaten nach dem Abschluf3 des
Beforderungsvertrages.

Der Tag, an dem die Verjahrung beginnt, wird bei der Berechnung der Frist nicht mitgerechnet.

2. Die Verjahrung wird durch eine schriftliche Reklamation bis zu dem Tage gehemmt, an dem der
Frachtfuhrer die Reklamation schriftlich zuriickweist und die beigefligten Belege zuriicksendet. Wird die
Reklamation teilweise anerkannt, so lauft die Verjéhrung nur flir den noch streitigen Teil der Reklamation
weiter. Der Beweis fiir den Empfang der Reklamation oder der Antwort sowie flr die Riickgabe der
Belege obliegt demjenigen, der sich darauf beruft. Weitere Reklamationen, die denselben Anspruch zum
Gegenstand haben, hemmen die Verjahrung nicht.

3. Unbeschadet der Bestimmungen des Absatzes 2 gilt fir die Hemmung der Verjéhrung das Recht
des angerufenen Gerichtes. Dieses Recht gilt auch fur die Unterbrechung der Verjahrung.

4. Verjéhrte Anspriiche kdnnen auch nicht im Wege der Widerklage oder der Einrede geltend
gemacht werden.

Artikel 33

Der Beforderungsvertrag kann eine Bestimmung enthalten, durch die die Zusténdigkeit eines
Schiedsgerichtes begriindet wird, jedoch nur, wenn die Bestimmung vorsieht, da8 das Schiedsgericht
dieses Ubereinkommen anzuwenden hat.

KAPITEL VI
Bestimmungen Uber die Beférderung durch aufeinanderfolgende Frachtfiihrer

Artikel 34

Wird eine Beférderung, die Gegenstand eines einzigen Vertrages ist, von aufeinanderfolgenden
StraBenfrachtfuhrern ausgefiihrt, so haftet jeder von ihnen fiir die Ausfihrung der gesamten Beférderung;
der zweite und jeder folgende Frachtfiihrer wird durch die Annahme des Gutes und des Frachtbriefes nach
Malgabe der Bedingungen des Frachtbriefes Vertragspartei.

Artikel 35

1. Ein Frachtfuhrer, der das Gut von dem vorhergehenden Frachtfiihrer ibernimmt, hat diesem eine
datierte und unterzeichnete Empfangsbestatigung auszuhéndigen. Er hat seinen Namen und seine
Anschrift auf der zweiten Ausfertigung des Frachtbriefes einzutragen. Gegebenenfalls tragt er Vorbehalte
nach Artikel 8 Absatz 2 auf der zweiten Ausfertigung des Frachtbriefes sowie auf der
Empfangsbestéatigung ein.

2. Fur die Beziehungen zwischen den aufeinanderfolgenden Frachtfiihrern gilt Artikel 9.
Artikel 36

Ersatzanspriiche wegen eines Verlustes, einer Beschadigung oder einer Uberschreitung der
Lieferfrist konnen, auBer im Wege der Widerklage oder der Einrede in einem Verfahren wegen eines auf
Grund desselben Beforderungsvertrages erhobenen Anspruches, nur gegen den ersten, den letzten oder
denjenigen Frachtfuhrer geltend gemacht werden, der den Teil der Beférderung ausgefiihrt hat, in dessen
Verlauf das Ereignis eingetreten ist, das den Verlust, die Beschadigung oder die Uberschreitung der
Lieferfrist verursacht hat; ein und dieselbe Klage kann gegen mehrere Frachtfuhrer gerichtet sein.
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Artikel 37

Einem Frachtfiihrer, der auf Grund der Bestimmungen dieses Ubereinkommens eine Entschadigung
gezahlt hat, steht der Ruckgriff hinsichtlich der Entschédigung, der Zinsen und der Kosten gegen die an
der Befdrderung beteiligten Frachtfuhrer nach folgenden Bestimmungen zu:

a) der Frachtfiihrer, der den Verlust oder die Beschadigung verursacht hat, hat die von ihm oder
von einem anderen Frachtfihrer geleistete Entschadigung allein zu tragen;

b) ist der Verlust oder die Beschadigung durch zwei oder mehrere Frachtfihrer verursacht
worden, so hat jeder einen seinem Haftungsanteil entsprechenden Betrag zu zahlen; ist die
Feststellung der einzelnen Haftungsanteile nicht mdglich, so haftet jeder nach dem Verhaltnis
des ihm zustehenden Anteiles am Beférderungsentgelt;

c) kann nicht festgestellt werden, welche der Frachtfuhrer den Schaden zu tragen haben, so ist
die zu leistende Entschadigung in dem unter Buchstabe b) bestimmten Verhéltnis zu Lasten
aller Frachtfiihrer aufzuteilen.

Artikel 38

Ist ein Frachtfuhrer zahlungsunféhig, so ist der auf ihn entfallende, aber von ihm nicht gezahlte
Anteil zu Lasten aller anderen Frachtfihrer nach dem Verhdltnis ihrer Anteile an dem
Beforderungsentgelt aufzuteilen.

Artikel 39

1. Ein Frachtfiihrer, gegen den nach Artikel 37 und 38 Rickgriff genommen wird, kann nicht
einwenden, dall der Rickgriff nehmende Frachtfihrer zu Unrecht gezahlt hat, wenn die Entschadigung
durch eine gerichtliche Entscheidung festgesetzt worden war, sofern der im Wege des Rickgriffs in
Anspruch genommene Frachtfiihrer von dem gerichtlichen Verfahren ordnungsgeméR in Kenntnis gesetzt
worden war und in der Lage war, sich daran zu beteiligen.

2. Ein Frachtfiihrer, der sein Ruckgriffsrecht gerichtlich geltend machen will, kann seinen Anspruch
vor dem zusténdigen Gericht des Staates erheben, in dem einer der beteiligten Frachtflihrer seinen
gewohnlichen Aufenthalt, seine Hauptniederlassung oder die Zweigniederlassung oder Geschaftsstelle
hat, durch deren Vermittlung der Befdrderungsvertrag abgeschlossen worden ist. Ein und dieselbe
Rickgriffsklage kann gegen alle beteiligten Frachtfiihrer gerichtet sein.

3. Die Bestimmungen des Artikels 31 Absatz 3 und 4 gelten auch flr Urteile (ber die
Rickgriffsanspriche nach den Artikeln 37 und 38. 4. Die Bestimmungen des Artikels 32 gelten auch fir
Rickgriffsanspriiche zwischen Frachtfiihrern. Die Verjahrung beginnt jedoch entweder mit dem Tage des
Eintrittes der Rechtskraft eines Urteiles (iber die nach den Bestimmungen dieses Ubereinkommens zu
zahlende Entschadigung oder, wenn ein solches rechtskréftiges Urteil nicht vorliegt, mit dem Tage der
tatsdchlichen Zahlung.

Artikel 40

Den Frachtflihrern steht es frei, untereinander Vereinbarungen zu treffen, die von den Artikeln 37
und 38 abweichen.
KAPITEL VII

Nichtigkeit von dem Ubereinkommen widersprechenden Vereinbarungen

Artikel 41

1. Unbeschadet der Bestimmungen des Artikels 40 ist jede Vereinbarung, die unmittelbar oder
mittelbar von den Bestimmungen dieses Ubereinkommens abweicht, nichtig und ohne Rechtswirkung.
Die Nichtigkeit solcher Vereinbarungen hat nicht die Nichtigkeit der (ibrigen Vertragsbestimmungen zur
Folge.

2. Nichtig ist insbesondere jede Abmachung, durch die sich der Frachtfiihrer die Anspriiche aus der
Versicherung des Gutes abtreten 146t, und jede andere &hnliche Abmachung sowie jede Abmachung,
durch die die Beweislast verschoben wird.
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KAPITEL VIII
SchluBbestimmungen

Artikel 42

1. Dieses Ubereinkommen steht den Mitgliedstaaten der Wirtschaftskommission fiir Europa sowie
den nach Absatz 8 des der Kommission erteilten Auftrages in beratender Eigenschaft zu der Kommission
zugelassenen Staaten zur Unterzeichnung oder zum Beitritt offen.

2. Die Staaten, die nach Absatz 11 des der Wirtschaftskommission flir Europa erteilten Auftrages
berechtigt sind, an gewissen Arbeiten der Kommission teilzunehmen, konnen durch Beitritt
Vertragsparteien des Ubereinkommens nach seinem Inkrafttreten werden.

3. Das Ubereinkommen liegt bis einschlieRlich 31. August 1956 zur Unterzeichnung auf. Nach
diesem Tage steht es zum Beitritt offen.

4. Dieses Ubereinkommen ist zu ratifizieren.

5. Die Ratifikation oder der Beitritt erfolgt durch Hinterlegung einer Urkunde beim Generalsekretar
der Vereinten Nationen.

Artikel 43

1. Dieses Ubereinkommen tritt am neunzigsten Tage nach Hinterlegung der Ratifikations- oder
Beitrittsurkunden durch flinf der in Artikel 42 Absatz 1 bezeichneten Staaten in Kraft.

2. Dieses Ubereinkommen tritt fiir jeden Staat, der nach Hinterlegung der Ratifikations- oder
Beitrittsurkunden durch flinf Staaten ratifiziert oder beitritt, am neunzigsten Tage nach Hinterlegung
seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde in Kraft.

Artikel 44

1. Jede Vertragspartei kann dieses Ubereinkommen durch Notifizierung an den Generalsekretar der
Vereinten Nationen kiindigen.

2. Die Kindigung wird zwolf Monate nach dem Eingang der Notifizierung beim Generalsekretér
wirksam.

Artikel 45

Sinkt durch Kindigungen die Zahl der Vertragsparteien nach Inkrafttreten dieses Ubereinkommens
auf weniger als funf, so tritt das Ubereinkommen mit dem Tage aufer Kraft, an dem die letzte dieser
Kindigungen wirksam wird.

Artikel 46

1. Jeder Staat kann bei Hinterlegung seiner Ratifikations- oder Beitrittsurkunde oder zu jedem
spateren Zeitpunkt durch Notifizierung dem Generalsekretér der Vereinten Nationen gegeniber erkléren,
daR dieses Ubereinkommen fiir alle oder fir einen Teil der Hoheitsgebiete gelten soll, deren
internationale Beziehungen er wahrnimmt. Das Ubereinkommen wird fiir das Hoheitsgebiet oder die
Hoheitsgebiete, die in der Notifizierung genannt sind, am neunzigsten Tage nach Eingang der
Notifizierung beim Generalsekretar der Vereinten Nationen oder, falls das Ubereinkommen noch nicht in
Kraft getreten ist, mit seinem Inkrafttreten wirksam.

2. Jeder Staat, der nach Absatz 1 erklért hat, dal dieses Ubereinkommgn auf ein Hoheitsgebiet
Anwendung findet, dessen internationale Beziehungen er wahrnimmt, kann das Ubereinkommen in bezug
auf dieses Hoheitsgebiet gemaR Artikel 44 kiindigen.

Artikel 47

Jede Meinungsverschiedenheit zwischen zwei oder mehreren Vertragsparteien (iber die Auslegung
oder Anwendung dieses Ubereinkommens, die von den Parteien durch Verhandlung oder auf anderem
Wege nicht geregelt werden kann, wird auf Antrag einer der beteiligten Vertragsparteien dem
Internationalen Gerichtshof zur Entscheidung vorgelegt.

Artikel 48

1. Jede Vertragspartei kann bei der Unterzeichnung, bei der Ratifikation oder bei dem Beitritt zu
diesem Ubereinkommen erklaren, daB sie sich durch den Artikel 47 des Ubereinkommens nicht als
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gebunden betrachtet. Die anderen Vertragsparteien sind gegentber jeder Vertragspartei, die einen solchen
Vorbehalt gemacht hat, durch den Artikel 47 nicht gebunden.

2. Jede Vertragspartei, die einen Vorbehalt nach Absatz 1 gemacht hat, kann diesen Vorbehalt
jederzeit durch Notifizierung an den Generalsekretér der Vereinten Nationen zuriickziehen.

3. Andere Vorbehalte zu diesem Ubereinkommen sind nicht zulassig.

Artikel 49

1. Sobald dieses Ubereinkommen drei Jahre lang in Kraft ist, kann jede Vertragspartei durch
Notifizierung an den Generalsekretar der Vereinten Nationen die Einberufung einer Konferenz zur
Revision des Ubereinkommens verlangen. Der Generalsekretdr wird dieses Verlangen allen
Vertragsparteien mitteilen und eine Revisionskonferenz einberufen, wenn binnen vier Monaten nach
seiner Mitteilung mindestens ein Viertel der Vertragsparteien ihm die Zustimmung zu dem Verlangen
notifiziert.

2. Wenn eine Konferenz nach Absatz 1 einberufen wird, teilt der Generalsekretdr dies allen
Vertragsparteien mit und fordert sie auf, binnen drei Monaten die Vorschlége einzureichen, die sie durch
die Konferenz geprift haben wollen. Der Generalsekretédr teilt allen Vertragsparteien die vorldaufige
Tagesordnung der Konferenz sowie den Wortlaut dieser Vorschldge mindestens drei Monate vor der
Eroffnung der Konferenz mit.

3. Der Generalsekretdr 1adt zu jeder nach diesem Artikel einberufenen Konferenz alle in Artikel 42
Absatz 1 bezeichneten Staaten sowie die Staaten ein, die auf Grund des Artikels 42 Absatz 2
Vertragsparteien geworden sind.

Artikel 50

AuBer den in Artikel 49 vorgesehenen Mitteilungen notifiziert der Generalsekretér der Vereinten
Nationen den in Artikel 42 Absatz 1 bezeichneten Staaten sowie den Staaten, die auf Grund des Artikels
42 Absatz 2 Vertragsparteien geworden sind,

a) die Ratifikationen und Beitritte nach Artikel 42;

b) die Zeitpunkte, zu denen dieses Ubereinkommen nach Artikel 43 in Kraft tritt;

c) die Kiindigung nach Artikel 44;

d) das AuRerkrafttreten dieses Ubereinkommens nach Artikel 45;

e) den Eingang der Notifizierungen nach Artikel 46;

f) den Eingang der Erklarungen und Notifizierungen nach Artikel 48 Absatz 1 und 2.
Artikel 51

Nach dem 31. August 1956 wird die Urschrift dieses Ubereinkommens beim Generalsekretar der
Vereinten Nationen hinterlegt, der allen in Artikel 42 Absatz 1 und 2 bezeichneten Staaten beglaubigte
Abschriften ibersendet.

_ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehorig bevollmachtigten Unterzeichneten dieses
Ubereinkommen unterschrieben.

GESCHEHEN zu Genf, am neunzehnten Mai neunzehnhundertsechsundfiinfzig in einer einzigen
Urschrift in englischer und franzésischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermalen verbindlich ist.

Fir Polen:

_ Mit dem Vorbehalt, daf sich die Regierung der Volksrepublik Polen durch den Artikel 47 des
Ubereinkommens nicht gebunden erachtet.

(Ubersetzung.)
UNTERZEICHNUNGSPROTOKOLL

Bei der Unterzeichnung des Ubereinkommens iiber den Beférderungsvertrag im internationalen
Strallenguterverkehr haben sich die gehdrig bevollméchtigten Unterzeichneten auf folgende Feststellung
und Erkldrung geeinigt:

1. Dieses Ubereinkommen gilt nicht fiir Beférderungen zwischen dem Vereinigten Konigreich von
Grol3britannien und Nordirland einerseits und der Republik Irland anderseits.

2. Zu Artikel 1 Absatz 4
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Die Unterzeichneten verpflichten sich, Uber ein Ubereinkommen (iber den Beforderungsvertrag fiir
Umzugsgut und ein Ubereinkommen Uber den Beférderungsvertrag fir den kombinierten Verkehr zu

verhandeln.
ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehdérig bevollméachtigten Unterzeichneten dieses Protokoll
unterschrieben.

GESCHEHEN zu Genf, am neunzehnten Mai neunzehnhundertsechsundfiinfzig in einer einzigen
Urschrift in englischer und franzdsischer Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaRen verbindlich ist.
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